
alle Züge und charakteristischen Merkmale der 
gesamten sozialistischen Sowjetdemokratie ver­
körpern muß.“1)

Um dem Angeklagten sein Recht auf Vertei­
digung zu sichern, um die Interessen beider Seiten 
dem Gericht darzustellen und der ganzen Bevölke­
rung juristische Hilfe zu geben, wurden 1922 An­
waltskollegien ... organisiert . . s )

Hieraus ergibt sich Entscheidendes: der sozialistische 
Staat hat das Recht der Verteidigung zu einem ver­
fassungsmäßigen Recht des Angeklagten erhoben.

Für die Realisierung dieses Rechts des Angeklagten 
gibt es eine doppelte Sicherung:

1. Die Bestimmung des Art. 55 der Strafprozeßord­
nung der Sowjetunion, nach der Verteidiger an all 
den Verfahren teilnehmen m ü s s e n ,  in denen in 
der Hauptverhandlung ein Staatsanwalt auftritt.

2. Die Organisationsform der Anwaltschaft, die den 
Anwalt unabhängig macht von der Bezahlung 
durch seinen Klienten.

Hiermit ist nun allerdings die Frage nach der Rolle 
der Verteidigung in unserer antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung nicht unmittelbar beantwortet. Wir 
werden aber zwischen diesen beiden Polen, von denen 
der eine überwunden, der andere aber von uns noch 
nicht erreicht ist, die Lösung durch die Analyse der 
Tatsachen finden.

Der 1. Strafsenat des Obersten Gerichts hat seit 
Beginn seiner Tätigkeit stets entscheidenden Wert 
darauf gelegt, 'das Recht der Verteidigung der An­
geklagten zu sichern. Soweit diese keine Wahlvertei­
diger hatten, wurden Offizialverteidiger bestellt.

Nach dem Beschluß des Präsidiums des Obersten Ge­
richts vom 13. Februar 19509) können vor dem Obersten 
Gericht alle bei einem Gericht der Republik zugelassenen 
Rechtsanwälte auftreten. Aus der noch ungenügenden 
Entwicklung der Anwaltschaft ergibt sich jedoch bis­
weilen die Notwendigkeit, einzelne Rechtsanwälte, die 
sich als Verteidiger melden, durch das Justizministe­
rium der Republik als oberstes Aufsichtsorgan der 
Rechtsanwälte überprüfen zu lassen. Das dabei be- 
kanntgewordene Verhalten einzelner Anwälte oder 
auch ihre Vergangenheit hat in einigen Fällen dazu 
geführt, daß gegen sie ein Vertretungsverbot — jeden­
falls für das Auftreten vor dem Obersten Gericht — 
ausgesprochen wurde. Diese Maßnahmen folgen letzten 
Endes daraus, daß auch wir im Anwalt ein „Organ 
der Rechtspflege“ sehen, und daß daher der Grundsatz 
des Art. 128 der Verfassung, in dem es heißt: „Richter 
kann nur sein, wer nach seiner Persönlichkeit und 
Tätigkeit die Gewähr dafür bietet, daß er sein Amt 
gemäß den Grundsätzen der Verfassung ausübt“, auch 
auf Rechtsanwälte Anwendung finden muß4 5 * 7 *).

In anderen Fällen ergaben sich Zusammenhänge 
mit dem zur Anklage stehenden Komplex, der den 
Ausschluß bestimmter Verteidiger von der Vertei­
digung jedenfalls in diesem Verfahren zur Notwen­
digkeit machte. Dabei kann die strafrechtliche 
oder strafprozessuale Bedeutung dieses Zusammen­
hangs keine Rolle spielen. Das Gericht kann z. B. 
einen Anwalt, der einen zur Anklage stehenden Kon­
zern jahrelang oder jahrzehntelang — wenn auch 
nicht in strafbarer Weise — beraten hat, nicht als Ver­
teidiger eines der Hauptangeklagten zulassen, wollte 
es sich nicht dem berechtigten Vorwurf aussetzen, daß 
es in seiner eigenen Praxis der von ihm verurteilten 
Methode der Konzerne, ihren korrumpierenden Einfluß 
auf alle von ihnen herangezogenen Gehilfen auszu­
üben, nicht Rechnung trage.

Die Bewertung, die insbesondere der 1. Strafsenat 
des Obersten Gerichts der Verteidigung beimißt, macht 
die kritische Feststellung notwendig, daß die Vertei­
diger bisher nicht immer mit dem nötigen Verant­
wortungsbewußtsein an ihre Aufgabe herangegangen 
sind; das gilt insbesondere für Pflichtverteidiger.

4) Zitat in der in der Anm. 3 zitierten amerikanischen Aus­
gabe : W y s c h i n s k i ,  „The Position in the Legal. Theory 
Front“ (1937 S. 40).

5) vgl. hierzu C o h n ,  „Die Rechtsanwaltschatt ln der
Sowjetunion" in NJ 1950 S. 192.

«) MinBl. 1950, S. 43.
") Daß in Verfahren, die nach den Vorschriften des Befehls

201 durchgeführt werden, für die Verteidigung besondere Vor­
schriften gelten, beruht auf dem besonderen Charakter dieser 
Verfahren. Vgl. hierzu auch den in NJ 1951 S. 45 abgedruckten 
Beschluß des OLG Potsdam, der letzten Endes auch auf den 
Prinzipien des Art. 128 beruht.

Das Oberste Gericht kann seine Akten nicht zur 
Einsicht versenden. Es gibt den Verteidigern aber 
während der Dadungsfrist alle Möglichkeiten zur guten 
Prozeßvorbereitung. So sind besondere, z. T. foto­
kopierte Exemplare der Akten vorhanden, um die 
gleichzeitige Arbeit mehrerer Verteidiger zu ermög­
lichen; das Gerichtspersonal steht auswärtigen An­
wälten auch sonntags zur Verfügung usw. Es ist sogar 
vorgekommen, daß Verteidiger telefonisch auf ihre 
Pflicht aufmerksam gemacht worden sind, sich recht­
zeitig persönlich mit dem Angeklagten in Verbindung 
zu setzen — denn wir wissen aus eigener Erfahrung, 
wie es wirkt, wenn ein Verteidiger es nicht für nötig 
hält, seinen Mandanten vor dem Termin aufzusuchen.

Wir v e r l a n g e n  m i t  E n t s c h i e d e n h e i t ,  
d a ß  e s  i n  d e r  S o r g f a l t  d e r  V o r b e r e i t u n g  
u n d  d e r  D u r c h f ü h r u n g  d e r  V e r t e i d i g u n g  
e i n e n  U n t e r s c h i e d  z w i s c h e n  W a h l -  u n d  
P f l i c h t v e r t e i d i g e r  n i c h t  g e b e n  d a r f .

Viele Verteidiger — ich spreche nicht von den ein­
zelnen, die sich in ihrer Tätigkeit mehr oder weniger 
versteckt als Gegner unserer Ordnung zeigen und des­
halb gar nicht mehr Verteidiger sein dürften — sind 
heute noch innerlich unsicher. Mancher Verteidiger 
fragte anfangs: Wie sollen wir eigentlich verteidigen? 
Ihnen ist stets erwidert worden, daß der Stellung des 
Obersten Gerichts und der Bedeutung seiner Prozesse 
eine e r n s t h a f t e  Verteidigung der Angeklagten 
entspricht. Wir haben uns auch mit einigen Vertei­
digern, die schon mehrmals aufgetreten waren, nach 
der Verhandlung zusammengesetzt und über die Art 
der Verteidigung diskutiert. Die Richtigkeit unseres 
Verhaltens zu den Verteidigern bewies die Äußerung 
eines parteilosen Anwalts, der nach Beendigung eines 
Prozesses etwa sagte: „Ich habe diese Verteidigung 
ungern übernommen; jetzt freue ich mich darüber, 
denn ich habe viel dabei gelernt.“

Wenn wir nun kritisch die Verteidigung in den Pro­
zessen vor dem 1. Strafsenat überschauen — das ist 
dank der vorliegenden stenografischen Protokolle über 
die gesamten Vorgänge gut möglich —, dann sehen 
wir noch eine verhältnismäßig große Zahl von Män­
geln. Dabei ist allerdings festzustellen, daß sich manche 
der Schwächen, die sich z. B. im Herwegen-Prozeß 
zeigten, bei denselben Verteidigern in den späteren 
Verfahren schon nicht mehr wiederholten.

Die grundsätzliche Schwäche in der Aufgabenstel­
lung liegt m. E. darin, daß die Hauptaufgabe des 
Verteidigers im Plädoyer gesehen wird. Uns dagegen 
scheint diese Hauptaufgabe in der aktiven Beteiligung 
an der Verhandlung selbst zu liegen, in der Hilfe bei 
der Vernehmung der Angeklagten und bei der Beweis­
aufnahme. Hierzu ist der Anwalt allerdings nur in 
der Lage, wenn er den Prozeßstoff von Anfang an be­
herrscht und nicht erst am Ende der Verhandlung 
weiß, worum es eigentlich im ganzen ging.

Nach den bisherigen Erfahrungen gibt es in diesem 
Zusammenhang zwei entscheidende Fehler: entweder 
eine völlige Passivität oder eine falsche Aktivität, bei 
der der Verteidiger schon während der Verhandlung 
plädiert und Rechtsausführungen macht, wenn es um 
Tatsachenklärung geht.

Trotzdem haben einige Verteidiger die hier erwähnte 
Aufgabe schon gut erkannt und durchgeführt. Andere 
dagegen kommen dieser Pflicht ihrem Klienten gegen­
über nicht nach, und man muß es klar aussprechen, 
daß eine solche Gleichgültigkeit ihrem Klienten gegen­
über zugleich eine Mißachtung des Gerichts bedeutet.

Aber auch die Plädoyers, die wir sehr ernst zu 
nehmen pflegen, zeigen Schwächen. Einige von diesen 
Schwächen sollen aufgezeigt werden, zumal sie nicht 
nur in Verhandlungen vor dem Obersten Gericht fest­
zustellen sind.

Verhandlungen vor erweiterter Öffentlichkeit brin­
gen den Verteidiger oft dazu, für das Publikum zu 
sprechen. Mir scheint, daß der Verteidiger dieser Ver­
lockung — die seit Ciceros Zeiten bestand und bei uns 
ihren Höhepunkt wohl vor dem alten Schwurgericht 
fand — widerstehen muß. Es ist nicht Aufgabe des 
Verteidigers, bei den Zuhörern Sympathien für 
„seinen“ Angeklagten zu erwecken oder seine redne­
rische Kunst als Werbung für seine Praxis zu benutzen. 
Es ist auch falsch, wenn ein Verteidiger glaubt, aus-
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